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ZPO § 170 Abs. 2, § 198 Abs. 2 Satz 2

Die Bescheinigung des zustellenden Anwalts, beglaubigte 
Abschrift einer vollständigen Urteilsausfertigung zuge­
stellt zu haben, enthält auch dann die Erklärung der Be­
glaubigung des zuzustellenden Schriftstücks, wenn darauf 
ein gesonderter Beglaubigungsvermerk vorgesehen, versehent­
lich aber nicht unterschrieben worden ist.
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B e s c h l u ß  :

>, Hinter der
In Sachen 

Maria W , Ul

Klägerin und Revisionsklägerin, 
-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen

1.
2.

Erbgraf Max von 
in Schloß W

zu W

die 0 | p ^ P  Glas GmbH, 
vertreten durch ihren Geschäftsführer Br.

und W|

Ing.

-Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz

Beklagten und Revisionsbeklagten 
Rechtsanwälte Br. und
im

hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der 
Sitzung vom 2. November 1961 durch den Senatspräsidenten 
Br. Nastelski und die Bundesrichter Br. Haidinger, Br. Kuhn, 
Br. Haager und Liesecke 
beschlossen:

Bie Revision gegen das am 7. Bezember I960 ver­
kündete Urteil des 4. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts in Stuttgart wird auf Kosten der Klägerin als 
unzulässig verworfen.
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G r ü n d e :

Das Rechtsmittel der Klägerin ist verspätet, da das 
angefochtene Urteil in vollständig abgefaßter Form bereits 
am 21. Dezember I960 zugestellt und die Revision entgegen 
§ 552 ZPO nicht binnen einem Monat seit diesem Tage ange­
bracht worden ist.

Die Klägerin hat allerdings geltend gemacht, daß die 
von Anwalt zu Anwalt vorgenommene Zustellung nicht den Vor­
schriften der §§ 198? 170 ZPO entspreche. Dem kann aber 
nicht gefolgt werden.

1, Zur Zustellung ist eine Fotokop.ie der Ausferti­
gung des vollständigen Berufungsurteils verwendet worden.
Nach § 170 Abs. 1 ZPO besteht die Zustellung, wenn eine 
Ausfertigung zugestellt werden soll, entweder in deren 
Übergabe oder in der Übergabe einer beglaubigten Abschrift 
davon. Auch eine mechanische Vervielfältigung ist eine 
Abschrift (Stein/Jonas/Schönke/Pohle, ZPO § 170 II 2).

2. Auf dem letzten Blatt der Urteilsabschrift steht
auf der Vorderseite ein offengebliebener Beglaubigungsver­
merk und auf der Rückseite die vom zustellenden Anwalt 
unterschriebene Bescheinigung, ”beglaubigte Abschrift vor­
stehenden Schriftstücks ....  zugestellt zu haben”. Bei
dieser Sachlage fragt es sich, ob eine beglaubigte Abschrift 
Gegenstand des Zustellungsakts v/ar.

Das Reichsgericht (JW 1931, 1085 = DJZ 1931, 500) 
hat das für einen völlig gleichliegenden Fall verneint.
Es meint, der Beglaubigungs- und der Zustellungsverraerk 
könnten zwar zusammengefaßt und mit e i n e m  Namenszug 
unterschrieben werden, aber dieser Wille müsse irgendv/ie 
ersichtlich gemacht werden, und sei es auch nur dadurch, 
daß das Wort Rechtsanwalt aus.dem vorbereiteten Beglaubigungs­
vermerk gestrichen wer dev.. An einer zweifelsfreien Äußerung
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dieses Willens fehle es aber, wenn das für die Einfügung 
zweier; Unterschriften vorbereitete Schriftstück unver­
ändert gelassen und nur der Zustellungsvermerk unterschrie­
ben werde, während der vorgesehene Beglaübigungsvermerk 
unausgefüllt bleibe. Gewiß habe die Urteilsabschrift nach 
Sinn und Zweck ihrer Übergabe an den Zustellungsempfänger 
beglaubigt sein sollen. Das schließe aber nicht aus, daß 
die Beglaubigung aus Versehen unterblieben sei (ebenso 
Stein/Jonas/Schönke/Pohle, ZPO § 170 III; a. A. Wieczorek, 
ZPO § 169 A III b; Baumbach/Lauterbach, ZPO § 170 Anm. 2 B).

Der Ansicht des Reichsgerichts kann nicht gefolgt
werden.

Für die Beglaubigung ist keine besondere Form vorge­
schrieben. Sie erfordert nur die unterschriftlich vollzo­
gene Erklärung, daß die Abschrift mit dem zuzusteilenden 
Schriftstück übereinstimmt. Deshalb können Beglaubigung 
und Zustellungsvermerk durch einen und denselben Namens­
zug unterschrieben werden. Die Unterzeichnung sowohl des 
Zustellungsvermerks als auch eines davon gesonderten 
Beglaubigungsvermerks bietet ja auch keine größere Gewähr 
dafür, daß die Abschrift mit der Ausfertigung verglichen 
worden ist, als wenn für die Beglaubigung und den Zu­
stellungsvermerk nur eine Unterschrift geleistet wird.

Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs (BGHZ 315 
32, 36/37) hat für den Fall, daß die dem Zustellungs­
empfänger übergebene Urteilsabschrift keinen besonderen 
Beglaubigungsvermerk trägt, aber mit "beglaubigte Ab­
schrift" überschrieben und nach Wiedergabe des Ausferti­
gungsvermerks mit der vom zustellenden Anwalt unterschrie­
benen Bescheinigung versehen ist, beglaubigte Abschrift 
der vollständigen Ausfertigung zugestellt zu haben, ange­
nommen, damit sei unzweideutig erklärt, der zustellende 
Anwalt habe die Abschrift mit der Ausfertigung verglichen
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und beide Schriftstücke stimmten wörtlich überein. Dem­
gegenüber weist der vorliegende Pall zwei Unterschiede 
auf: Einmal ist die zum Zweck der Zustellung verwendete 
Urteilsabschrift nicht mit "beglaubigte Abschrift” 
überschrieben. Und zum anderen ist auf ihr ein besonderer 
Beglaubigungsvermerk vorbereitet worden, der unverändert 
stehen- und ununterschrieben geblieben ist.

Die Tatsache, daß die Urteilsabschrift nicht die 
Überschrift "beglaubigte Abschrift” trägt, ist bedeutungs­
los. Die Bescheinigung des zustellenden Anwalts, eine 
beglaubigte Abschrift zugestellt zu haben, enthält bereits 
für sich die Erklärung, das Schriftstück, das zur Zustel­
lung verwendet wird* sei eine beglaubigte Abschrift.

Das ist auch dann nicht anders, wenn gesonderte 
Beglaubigung vorgesehen war, die unterschriftliche Voll­
ziehung dieses vorbereiteten Vermerks aber versehentlich 
unterblieben ist. Denn-auch in diesem Pall wird ein zum. 
Zweck der Zustellung hergerichtetes und im Zustellungs­
vermerk als beglaubigte4 Abschrift bezeichnetes Schrift­
stück zum Gegenstand sowohl der Übergabe als auch der 
Zustellungsbescheinigurig gemacht. Ein Anwalt, der zum 
Zweck der Zustellung bescheinigt, beglaubigte Abschrift 
des zuzustellenden Schriftstücks übergeben zu haben, hat 
regelmäßig den Beglaubigungswillen und erklärt ihn auch.
Es ist nicht dargetan, daß hier der zustellende Anwalt 
etwas anderes gewollt habe. Die vorgenommene Zustellung 
ist daher nicht deshalb fehlerhaft, weil der eigens für 
die Beglaubigung vorgesehene Vermerk nicht unterschrieben 
worden ist.

3o Es fehlt auch nicht an der Übergabe des zuzu­
stellenden Schriftstücks, selbst wenn man mit der Klägerin 
davon ausgeht, daß die zur Zustellung verwendete Potokopie 
im Büro ihrer Anwälte gefertigt und dem zustellenden An­
walt eigenmächtig von einem Büroangestellten ausgehändigt

*
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worden ist und daß der zwsteil ende Anwalt die Fotokopie 
mit dem Beglaubigungs- und Zustellungsvermerk versehen 
und dieses Schriftstück, nachdem er versehentlich nur 
den Zustellungsvermerk unterschrieben hatte, zum Zwecke 
der Zustellung zurückgegeben hat. Zur Zustellung eines 
in vollständiger Form abgefaßten Urteils gehört aller­
dings, daß der Zustellungsempfänger eine Ausfertigung 
oder beglaubigte Abschrift des vollständigen Urteils 
bekommt und auch behalten kann. Und hierzu genügt nicht, 
wenn eine Ausfertigung des vollständigen Urteils nur zum 
Zwecke der Quittungsleistung übersandt und dem zustellen­
den Anwalt wieder zurückgegeben wird, während der Zustel­
lungsempfänger nur eine gleichzeitig mitgesandte Urteils­
ausfertigung in abgekürzter Form behalten soll und behält 
(BGH VersH 1958, 834-). So oder gleichwertig liegt es hier 
aber nicht. Mag sich auch der zustellende Anwalt die Fotokc 
pie von einem dabei eigenmächtig handelnden Büroangestell­
ten der gegnerischen Anwälte haben aushändigen lassen, so 
hatte er damit doch den Besitz an dem Schriftstück erlangt, 
es durch Anbringung des Beglaubigungs- und Zustellungsver­
merks v/ie sein eigenes behandelt und zum Zwecke des Behal- 
tens den Anwälten der Klägerin übergeben. Damit war die 
Zustellung wirksam vollzogen.

Die Klägerin hat allerdings noch die Vermutung ge­
äußert, da das letzte Blatt der Fotokopie nicht mehr mit 
den übrigen Blättern zusammengeheftet sei, müsse angenommer 
werden, daß nur dieses Blatt hin- und zurückgegeben worden 
sei. Sie hat dafür jedoch keinen Beweis erbracht oder auch 
nur angetreteno

Die Revision hätte daher binnen Monatsfrist seit 
dem 21. Dezember I960 eingelegt werden müssen. Da dies 
nicht geschehen ist, war sie gemäß § 554 a Abs. 1 Satz 2,. 
Abs. 2 ZPO als unzulässig zu verwerfen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO 

Dr. Nastelski Dr. Haidinger Dr.

Dr. Haager Liesecke

■9

i n

Kuhn
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